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18.12.98 - Parlament rügt Brüssel scharf

Das Europäische Parlament hat der EU-Kommission wegen der vielen Betrugsfälle die Abnahme des Budgets 1996 verweigert. Von Luciano Ferrari, Brüssel

Der Entscheid des EU-Parlament kam überraschend und kann als historisch bezeichnet werden. Mit einer klaren Mehrheit von 270 gegen 225 Stimmen bei 23 Enthaltungen verweigerten die EU-Abgeordneten der Kommission in Brüssel die Entlastung für das Budget 1996. Dies hat zwar keine direkten Konsequenzen für die EU-Kommission. Politisch jedoch ist es eine scharfe Rüge für die schlechte Verwaltung des 130-Milliarden-Franken-Haushalts. Noch Anfang Woche hatte die Mehrheit der Abgeordneten zwar vehement Kritik am largen Finanzgebaren der EU-Zentralbehörde geübt, jedoch für die Abnahme des Budgets plädiert.

Offene Drohungen der Kommission

Die Kehrtwende scheint durch die Kommission selbst provoziert worden zu sein: In einer Erklärung hatte Brüssel das EU-Parlament vor der Abstimmung eindringlich gewarnt, eine Nichtentlastung würde die "Glaubwürdigkeit und Autorität" der EU-Zentralbehörde "ernsthaft beeinträchtigen". Diese Schwächung der Kommission, so gab Brüssel zu verstehen, könnte sich die Gemeinschaft angesichts der anstehenden schwierigen Verhandlungen über die EU-Reform nicht leisten. Forsch versuchte Brüssel sogar, das Parlament in die Enge zu treiben: Bei einer Nichtentlastung müsse das Parlament gleich noch über einen Misstrauensantrag gegen die Kommission abstimmen. Damit drohte Brüssel unverblümt mit Stillstand und Chaos in der EU, sollten sich seine Kritiker durchsetzen.

Die Wirkung war verheerend: Viele Parlamentarier fassten die Erklärung als dreisten Erpressungsversuch auf und stimmten nun erst recht gegen die Abnahme des Haushalts, hiess es in Strassburg. Der für das EU-Budget zuständige finnische Kommissar Erkki Liikanen verteidigte das Vorgehen der EU-Zentrale, räumte aber eine "Niederlage" ein. Als grosse Verlierer standen auch die Sozialdemokraten im EU-Parlament da. Die grösste Fraktion (214 von 626 Sitzen) war für eine Entlastung eingetreten.

Entsprechend enttäuscht reagierte ihre Sprecherin, Pauline Green: "Die heutige Abstimmung schadet in höchstem Masse der Entwicklung europäischer Politik, insbesondere in bezug auf die schwierigen Reformen", sagte Green. Sie kündigte an, ihre Fraktion werde nun im Januar einen Misstrauensantrag gegen die EU-Kommission einbringen, weil das die einzige Möglichkeit sei, die Angelegenheit zu klären. Die EU-Verträge sehen nicht vor, dass der Kommissionspräsident die Vertrauensfrage stellen kann.

Kein "generelles Misstrauen"

Mit dem gestrigen Entscheid hat sich im EU-Parlament endgültig ein Graben zwischen Sozialdemokraten (214 Sitze) und Christdemokraten (200 Sitze) aufgetan. Dies ist neu. Bisher spannten die beiden grossen Fraktionen in wichtigen Fragen immer zusammen. Seit ihren Wahlerfolgen in mehreren EU-Ländern sind die Sozialisten jedoch immer mehr in die Rolle der Regierungspartei gerutscht. Entsprechend unverfroren verlangten die Christdemokraten gestern den Rücktritt der beiden sozialdemokratischen EU-Kommissare, Manuel Marin (Spanien) und Edith Cresson (Frankreich).

Diese stehen im Zentrum der Kritik um Betrugsaffären und Vetternwirtschaft in den EU-Behörden. Die gleichen Christdemokraten schützen jedoch "ihren" Kommissionspräsidenten: "Die Verweigerung der Entlastung bedeutet nicht ein generelles Misstrauen gegenüber der Kommission, schon gar nicht gegenüber ihrem Präsidenten Jacques Santer", erklärten sie. Damit haben die Christdemokraten auch schon klargemacht, dass sie den Misstrauensantrag gegen die EU-Kommission im Januar ablehnen werden. Denn der EU-Vertrag lässt nur ein Votum gegen die Kommission als Ganzes, nicht aber gegen einzelne Kommissare zu. © TA-Media AG
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Eine politische Rüge als schallende Ohrfeige für die EU-Kommission

Auch die meisten deutschen Europaparlamentarier rügten die Behörde

Von M. Brüggmann

BM Straßburg - Die Uhr tickt immer schneller auf ein Ende der EU-Kommission zu. Nachdem gestern das Europaparlament (EP) bei seiner Abstimmung in Straßburg der wegen Korruption und Vetternwirtschaft in die Kritik geratenen Europa-Behörde vorerst die Entlastung der Haushaltsführung verweigert hat, wird die Luft für die gutbesoldeten 20 EU-Kommissare immer dünner. Als einen «Schlag für die Kommission» bezeichnete der finnische EU-Kommissar Erkki Liikanen das Votum. Für die Vorsitzende des Haushaltskontrollausschusses, Diemut Theato (CDU), ist es eine «politische Rüge».

270 der 518  (Anmerkung cenjur: interessant, von "eigentlich" 626 Abgeordneten, wo waren also die restlichen 108 Abgeordneten, was immerhin über 17 % ausmachte!)  anwesenden Abgeordneten stimmten gegen die Entlastung des Haushalts 1996. Nur 225 wollten der Kommission die Entlastung erteilen, 23 enthielten sich. Alle deutsche 47 CDU/CSU-Abgeordneten votierten ebenso wie die Grünen und die Mehrheit der 40 SPD-Parlamentarier gegen den Antrag auf Entlastung. Mit Christof Tannert (SPD), Peter Kittelmann (CDU) und den Grünen Frieder Otto Wolf und Wolfgang Ullmann stimmten auch die meisten Berliner gegen die Entlastung, nur Dagmar Roth-Behrendt (SPD) votierte dafür.

Durch den Beschluß muß die Frage der Entlastung im Januar erneut im Haushaltskontrollausschuß beraten und anschließend nochmals im Plenum abgestimmt werden. Die Kommission muß nach geltendem Recht erst zurücktreten, wenn ihr das EP das Mißtrauen ausspricht. Um entlastet zu werden, müsse die Kommission jetzt kooperativ werden, die Korruptionsvorwürfe aufklären und «das EP nicht weiter hinters Licht führen», so Frau Theato.

«Der unerträgliche Druck der Kommission auf das Parlament war total kontraproduktiv. Viele Unentschlossene haben sich deshalb auf die Seite der Nicht-Entlastung geschlagen», erklärte Frau Theato das überraschende Abstimmungsergebnis. Die Kommission hatte am Mittwoch die Abstimmung über ein Mißtrauensvotum verlangt, wenn das EP sie nicht entlaste. Die Annahme dieses Votums gilt aber wegen der erforderlichen Mehrheit von 314 Stimmen für unrealistisch. Die Kommission ist intern tief zerstritten. Auch die Frage des Drucks auf das EP durch die Aufforderung zum Mißtrauensvotum konnte erst nach langer Diskussion und dann mit knapper Mehrheit beschlossen werden.

Das Votum schwäche nicht die deutsche EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 1999, meinte die EP-Abgeordnete Edith Müller (Grüne). Zwar sei die Kommission schwer angeschlagen, doch wenn man jetzt aufräume und die betroffenen Kommissare zurückträten, würde das die Behörde stärken und die Durchsetzung der Reformvorhaben wie der Agenda 2000 unter deutschem Vorsitz erleichtern. Viele Sozialdemokraten hatten dagegen für die Entlastung gestimmt, um Bundeskanzler Gerhard Schröder die Präsidentschaft nicht zu erschweren.

